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werden. Denkbar w äre es, daß beispielsweise alle 
Hauptstrecken oder a lle  elektrifizierten Strecken tarif­
mäßig begünstigt werden. Praktiscii könnte es da­
durch geschehen, daß die tarifmäßige Entfernung auf 
diesen Strecken ermäßigt wird, indem die tatsächlidie 
Entfernung mit einem Koeffizienten, der kleiner als 1 
ist, multipliziert wird. Auch dieser Koeffizient müßte 
auf Grund der Kostensituation von der Bundesbahn 
bestimmt werden. Leitbild hierfür kann zum Teil auch 
w ieder das französische System der Ponderierung

Selbstkostenorientierung der Tarife

Praktisch läuft eine so ausgerichtete Tarifpolitik auf 
eine spezielle Selbstkostenorientierung der Tarife hin­
aus. Im Rahmen dieser Tarifpolitik ist eine W ert­
staffel nicht mehr zu rechtfertigen. Sie ist wirtschaft­
lich von den Eisenbahnen auch nicht mehr zu halten, 
denn Nutznießer dieser W ertstaffel ist der Kraft­
wagen. Im übrigen ist sie von der Bundesbahn laufend 
abgeschwäcfat worden und zudem durch Ausnahm e­
tarife zum großen Teil eliminiert. An Stelle der W ert- 
staffel kann eine sogenannte Güterstaffel treten, die 
ähnlich w ie in  der Seeschiffahrt die mangelnde Raum­
ausnutzung bei sperrigen Gütern durch Zuschläge 
finanziell kompensiert. Eine solche Güterstaffel be­
steht im übrigen auch bei den englischen Eisenbah­
nen. In einer solchen Tarifordnung hat eine Mengen­
staffel ihre Berechtigung. Sie gewährt einen Mengen­
rabatt für massenhaft angelieferte Güter.

Eine solche kostenmäßig zu begründende Tarifpolitik 
der Deutschen Bundesbahn w ürde folgende M erk­
male umfassen:

1. Eine Entfernungsstaffel, die den abnehmenden 
Kostenzuwachs bei zunehmender Entfernung be­
rücksichtigt.

2. Eine Mengenstaffel, d ie den unterproportionalen 
Kostenverlauf bei der Beförderung großer Mengen 
berücksichtigt.

1®) Vgl. aud i ähn lid i E rbard K â n t z e n  b a  c h : „Die H arinonisie- 
rung d-er M ontan-Transport-Tarife un ter B erüdcsiditigung der ge­
m einsam en V erkehrspo litik  im Rahm en der EW G", Düsseldorf 
1%2, S. 23.

3. Eine Güterstaffel, die das unterschiedliche Gewicht 
und das unterschiedliche Volumen der Transport­
mengen berücksichtigt.

4. Eine Auslastungsstaffel, die die unterschiedliche 
Kapazitätsausnutzung der Bahnhöfe und der 
Strecken berücksichtigt.

Inwieweit diese Tarifmerkmale mit dem § 6 Abs. 1 
AEG “ ) zu vereinbaren sind, ist sicher nicht unum­
stritten. Hiernach ist es u .a . Ziel der Tarifpolitik, die 
Eisenbahntarife den Bedürfnissen der wirtschaftlich 
schwachen und verkehrsungünstig gelegenen Gebiete 
anzupassen. Durch die Auslastungsstaffel würden 
die Hauptstrecken einen tariflichen Vorteil erhalten 
und somit auch die peripheren Gebiete, soweit sie 
zum Teil auf Hauptstrecken zu erreichen sind. Der 
V orteil würde allerdings durch die Belastung der 
Nebenstrecke w ieder ausgeglichen. Die Auslastungs­
staffel w irkt daher gegenüber diesen Gebieten neutral, 
so daß den Bedürfnissen der verkehrsungünstig ge­
legenen Gebiete Rechnung getragen worden ist. Im 
übrigen is t das Ziel, die Tarifpolitik den Bedürfnissen 
dieser Gebiete anzupasen, ein Unterziel gegenüber 
dem Hauptziel, eine leistungsfähigere Bundesbahn zu 
schaffen. Daher wird selbst dann, wenn die verkehrs­
günstig gelegenen Gebiete einen Nachteil erhielten, 
die P riorität des Hauptzieles immer zu beachten sein. 
Primär für die verkehrsungünstig gelegenen und wirt- 
sdiaftsschwachen Gebiete ist die 'Aufrechterhaltung 
der Betriebs- und Beförderungspflich.t. Diese wird 
jedoch nicht durch die Auslastungsstaffel eingeschränkt.

Durch die vorgeschlagene Tarifpolitik würde d ie  Deut­
sche Bundesbahn in die Lage versetzt, entsprechend 
der Leistungsfähigkeit ihrer Anlagen ein ausreichen­
des Verkehrsaufkommen sicherzustellen. Sie würde 
damit wirtschaftlicher arbeiten können und die Sub­
stitutionsbereiche gegenüber der Binnenschiffahrt und 
dem Lastkraftwagen w ürden eingeschränkt. Das Kom­
plem entärverhältnis zu diesen V erkehrsträgern würde 
verbessert, und somit würde die Voraussetzung für 
eine sinnvollere A rbeitsteilung zwischen den Ver­
kehrsträgern geschaffen und dadurch eine Zielsetzung 
der Regierungserklärung vom 29. 11. 1961 erfüllt.

11) A llgem eines E isenbahngesetz vom 29. M ärz 1951 i. d. F. vom 
1. 8. 1961 (BGBl. I S. 161).

Das Athener Assoziationsabkommen mit der EWG
Auswirkungen auf die Volkswirtsdiaft Griedienlands

Panaglotis ^apadas, z. Z. Hamburg

Das am 9. Juli 1961 in A then von den Außenmini­
stern der EWG-Staaten und Griechenlands sowie dem 

Präsidenten des EWG-Ministerrats Unterzeichnete 
„Abkommen zur Gründtmg einer Assoziation zwischen 
der EWG und Griechenland“ stellt den ersten Fall 
einer Assoziierung nach A rtikel 238 des V ertrages 
von Rom vom 25. 3. 1957 dar. 77 Artikel, 20 Proto­
kolle, 2 Absichtserklärungen, 5 Auslegungserklärun­
gen, 2 Erklärungen der Bundesrepublik Deutschland

und ein Briefwechsel zwischen den Delegationsleitern, 
das ist der Inhalt des Abkommens, dessen Zustande­
kommen etwa zwei Jahre lang gedauert hat und mit 
dessen Inkrafttreten am  1. November 1962 zu rech­
nen ist.

Nicht allein politische Ziele, sondern vor allem ökono­
mische Notwendigkeiten haben bei dem Zustande­
kommen des A thener Abkommens im Vordergrund 
gestanden. Nach dem Kriege hat Griechenland seinen
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Außenhandel mit den EWG-Länderh wesentlich aus­
gedehnt. In den Jahren 1958 u n d '1959 — d. h. in der 
Zeit, in der die Verhandlungen über das Abkommen 
geführt wurden —, machte die Einfuhr aus den EWG- 
Staaten 40,7 “/o der Gesamteinfuhr aus, während die 
Ausfuhr nach den EWG-Ländern 36 “/o der Gesamt­
ausfuhr darstellte^). Angesichts des wachsenden Han­
delsbilanzdefizits und der neuen Gestaltung der tradi­
tionellen Absatzmärkte für griechische Produkte durch 
den EWG-Vertrag müßte Griechenland mit einer w ei­
teren Schrumpfung seiner W irtsdiaft im Zuge einer 
eventuellen zukünftigen Isolierung redinen.

Die Bestimmungen des Abkommens

Als halbindustnalisiertes Land soll Griedienland 
durdi das A thener Abkommen in die Lage versetzt 
werden, seine W irtsdiaft in kontinuierlidier Entwidc­
lung dem relativ hohen wirtsdiaftlichen N iveau der 
EWG-Länder anzupassen.

In Anbetradit der deniographischen, wirtsdiaftlichen, 
sozialen und tedm isdien Gegebenheiten Griechen­
lands sieht das A thener Abkommen Maßnahmen vor, 
die das Tempo der Entwicklung des Landes entsdiei­
dend beeinflussen sollen, das sind:

a) Gründung einer Zollunion zwischen den V ertrags­
partnern,

b) Anpassung der griechisdien Agrarpolitik an die 
Agrarpolitik der EWG,

c) Finanzhilfe an Griechenland zur Förderung seiner 
Volkswirtschaft,

d) Koordinierung und Gestaltung einer gemeinsamen 
Wirtsdiafts- und Sozialpolitik.

Gründung einer Zollunion

Nach dem A thener' Abkommen ist die Zollunion das 
Hauptinstrument für die Entwicklung Griedienlands. 
Hierdurdi sollen der griediisdien W irtsdiaft neue 
Chancen gegeben werden, durdi eine Erhöhung ihrer 
Ausfuhr die Gefahr der wirtschaftlichen Stagnation zu 
beseitigen. N idit zu Unredit w ird die Zollunion als 
„Grundlage der Assoziation" angesehen (Art. 6). H ier­
bei sind zwei Sadibereidie zu untersdieiden:
1. Der Abbau von Zöllen und Kontingenten zwischen 

den M itgliedstaaten,
2. die Einführung eines gemeinsamen Zolltarifs ge­

genüber dritten Ländern. •

Für die Realisierung dieser Ziele, ohne Komplikatio­
nen hinsiditlidi des wirtschaftlichen Wachstums Grie- 
dienlands auftreten zu lassen, ist eine Übergangszeit 
von 12 bzw.' 22 Jahren (je nach W arenkategorie) fest­
gesetzt worden. Bereits bei Beginn des V ertrages 
kommt allerdings Griedienland in  den Genuß der 
inneren EWG-Zollsätze (Protokoll Nr. 6). Demgegen­
über hat sich Griechenland nur verpflichtet, seine 
Zölle bei Inkrafttreten des Abkommens um 10 “/o her­
abzusetzen.

Die folgenden sieben Zollsenkungen werderi jeweils 
in einem ISmonatigen Abstand vorgenommen werden.

1) D e m e t r i o s ,  A. D e 1 i s ; ...Außenhandel und, w irtschaits- 
politisdie V erfleditung G riediehlands", in: SüdosteTiropa-Jahrbudi, 
Bd. 4, M ündien 1960, S. 42.
2) Detlef L o r e n z  ; .Z u r Typologie der Entw idilungsländer“, in: 
Johrbudl für Sozialwissenschaft, Bd. 12, G öttingen 1961, S. 356.

von der achten Zollsenkung an übrigens jedes Jah r 
(Art. 14). Nach Art. 18 ist Griedienland befugt, Maß­
nahmen anzuwenden, die zur Förderung und zum Auf­
bau seiner eigenen neuen Industriezweige erforderlich 
sind. Zum Beispiel ist Griedienland unter gewissen 
Voraussetzungen berechtigt, Zollmaßnahmen zu er­
greifen, um diese Zweige vor überlegenem W ett­
bewerb zu sdiützen.

Indessen hat Griechenland bereits während der Über­
gangszeit (von 12 Jahren) seine Zollsätze gegenüber 
den dritten Ländern an den Zolltarif der EWG anzu­
passen (Art. 20). Für eine Reihe von in Griechenland 
verarbeiteten oder hergestellten W aren, wie z. B. 
Chemikalien, Edelmetalle, Medikamente, Kautsdiuk, 
Häute, Felle, Papiere und Pappen usw., die in A n­
hang I zu diesem Abkommen aufgeführt worden sind, 
gilt eine verlängerte Übergangszeit von 22 Jahren 
(Art. 15). Nach Art. 23 sollen die Vertragsparteien 
untereinander „weder neue mengenmäßige Einfuhr­
beschränkungen noch Maßnahmen mit gleicher W ir­
kung einführen". Jedodi mit Rüdssicht auf die beson­
dere Lage der griechischen W irtsdiaft kann sich diese 
Regelung bisher nur auf höchstens 60 Vo der griedii- 
schen privaten Einfuhr aus den EWG-Ländern (Bezugs­
jahr 1958) erstrecken. Der Prozentsatz w ird indessen 
stufenweise erhöht. Am Ende der ersten Stufe, 5 Jahre 
nach Inkrafttreten des Vertrages, soll er 75 Vo und am 
Ende der zweiten Stufe, nach 10 Jahren, 80 “/o der Ein­
fuhr ausmadien. 22 Jah re  nadi Inkrafttreten des Ver­
trages soll Griechenland völlig freien W arenverkehr 
mit den EWG-Staaten hergestellt haben.

Anpassung der griechischen Agrarpolitik an die 
Agrarpolitik der EWG

Die vertraglichen Vereinbarungen in A then tragen be­
sonders der Tatsadie Redinung, daß die Landwirt­
schaft einer der w iditigsten Sektoren der griechischen 
Volkswirtschaft ist. So soll die Harmonisierung der 
Agrarpolitik der V ertragspartner in der W eise durch­
geführt werden, daß die „besondere Lage, die Mög­
lichkeiten und die Interessen der Landwirtsdiaft" be­
rücksichtigt werden (Art. 33). Demzufolge soll:

1. Der Harmonisierungsprozeß der Agrarpolitik der 
EWG binnen 22 Jahren  verwirklicht sein und 

2 sollen bestimmte landwirtsdiaftliche Erzeugnisse, 
die in der Liste des Anhangs III auf geführt worden 
sind, beim Zoll-Kontingentabbau wie Industrie­
w aren behandelt w erden (Art. 37).

Um einen bestimmten festen Absatz für die bedeu­
tendsten griechischen Agrarprodukte zu sichern, haben 
die EWG-Staaten in zwei Sonderprotokollen (Nr. 14 
und Nr. 15) die Verpfliditung übernommen,

1. denAbsatz gewisser griechischer W einsorten durdi 
Einräumung von Quoten zu fördern und

2. ihren Zoll für Tabak und Rosinen (Protokoll 
Nr. 17) bei Inkrafttreten des Abkommens um 50 Vo 
zu senken und den Rest von 50 Vo innerhalb der 
nächsten sechs Jahre ganz abzubauen.

Außerdem haben die EWG-Länder, in denen der 
Tabakvertrieb der staatlichen Regie untersteht (Frank­
reich und Italien), die Verpflichtung übernommen, den 
Kauf ■ griediischen Tabaks fünf Jahre lang auf dem
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jetzigen Stand zu halten bzw. zu erhöhen, falls die 
anderen EWG-Länder, in denen der Tabakhandel nadi 
den m arktw irtsdiaftlidien Regeln betrieben wird, 
mehr griediisdien Tabak einführen.' Darüber hinaus 
hat sidi das französisdie Tabakmonopol verpfliditet, 
bereits im ersten Jah r Bezüge von Rohtabak und 
Tabakabfällen aus Griedienland für Verarbeitungs- 
zwedie im D urdisdinitt um 10 ®/o seiner griediisdien 
Bezüge der Jahre  1957 bis 1959 zu erhöhen. Ebenso, 
hat das italienisdie Tabakmonopol die Verpfliditung 
übernommen, sdion während der ersten fünf Jahre 
nadi Inkrafttreten des Abkommens mindestens 60 "/o 
seiner Einfuhr an O rienttabak aus Griedienland zu 
beziehen oder Tabakkäufe, deren W ert sidi minde­
stens auf 2,8 Mill. $ beläuft, in Griedienland zu 
tätigen.

In diesem Zusammenhang sei sdiließlidi erwähnt, daß 
das Protokoll Nr. 18 Einfuhrerleiditerungen für Süd- 
früdite, näm lidi für Zitrusfrüdite, für W eintrauben, 
die dem unm ittelbaren V erbraudi dienen, und für 
Pfirsidie beinhaltet. Absdiließend sieht die Absidits- 
erklärung Nr. 1 vor, den Baumwollhandel zwisdien 
der Gemeinsdiaft und Griedienland so viel wie mög- 
lidi zu forcieren.

Finanzhilfe an Griechenland zur Forderung 
seiner Volkswirtschaft

Das Assoziationsabkommen nimmt audi Rüdcsidit auf 
die Kapitalarm ut Griedienlands. Die Vorsdiriften des 
Protokolls Nr. 19 sagen Griedienland ein Darlehn als 
Finanzhilfe in Höhe von 125 Mill. $ zu. Damit soll der 
Einfuhrabhängigkeit des Landes trotz defizitärer Zah­
lungsbilanz bis zu einem gewissen Grade Redinung 
getragen werden.

Dieser Betrag ist innerhalb von fünf Jahren  in An­
sprudi zu nehmen. Sowohl der Staat als audi private 
Unternehmer können in den Genuß dieses Darlehens 
kommen, soweit es Investitionszwecken dient. Die 
Darlehensgewähri^ng soll über die Europäisdie Inve­
stitionsbank abgewickelt werden. Entsprechend den in 
der Satzung der Europäischen Investitionsbank fest­
gelegten Kreditbestimmungen gilt hier bei der Dar­
lehensgewährung der Zinssatz, den die Europäische 
Investitionsbank zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
des Darlehensvertrages berechnet. Da aber der grie­
chische Staat einen bedeutenden Teil dieses Betrages 
für die Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen 
(z. B. Bodenverbesserung, Straßenbau, Energiewirt­
schaft usw.) verw enden wird, kann für zwei Drittel 
des Darlehens eine Zinsvergünstigung von , jährlich 
3 Vo gew ährt werden. Die Tilgungsdauer der Kredite 
darf sich nicht über 25 Jahre hinaus erstrecken.

Durch die Absichtserklärung Nr. 2 haben sich die Mit­
gliedstaaten der Gemeinschaft ferner bereit gefunden, 
den Beitritt Griechenlands zur Europäischen Investiti­
onsbank in den nächsten fünf Jahren nach Inkraft­
treten  des Abkommens wohlwollend zu prüfen.

In der Erkenntnis, daß sich Griechenland hinsichtlich 
der Industrialisierung allen EWG-Ländern gegenüber 
im Rückstand befindet und daß es zur Industrialisie­

rung des Anschlusses Griechenlands an die euro­
päische Integration bedarf, werden sich die EWG-Mit­
glieder im übrigen bemühen, Kapitalanlagen und jede 
A rt von Investitionen in Griechenland zum Aufbau 
der griechischen W irtschaft zu fördern (Art. 62).

Koordinierung und Gestaltung einer gemeinsamen  
Wirtschafts- und Sozialpolitik

Das Assoziationsabkommen enthält ferner Regelun­
gen, die gewiß den Rahmen einer Zollunion über­
schreiten und Anhaltspunkte einer W irtschaftsunion’) 
zwischen den Parteien darstellen. In dieser Richtung 
dürften die meisten A rtikel der Titel III, IV und V des 
A thener Abkommens zu bew erten sein. Darin heißt 
es, daß alle Restriktionen des Dienstleistungs- und 
Personenverkehrs zwischen den EW G-Staaten und 
Griechenland aufhören sollen.

Frühestens am Ende der zwölfjährigen Übergangszeit 
ist die Freizügigkeit der Arbeitnehm er innerhalb des 
BWG- und des griechischen Raumes einzuführen 
(Art. 44). Art. 45 sieht den Austausch junger A rbeits­
kräfte und die Berufsausbildung für Griechen in Län­
dern der EWG vor. Hierauf abzielende Maßnahmen 
werden in ihrer ganzen M annigfaltigkeit vom Asso­
zia tionsra t‘) geregelt. Art. 46 bestimmt, welche Maß­
nahmen für technische Hilfe in Aussicht genommen 
werden sollen.

Schrittweise sollen ferner alle Beschränkungen des 
Niederlassungsrechts unter Berücksichtigung der w irt­
schaftlichen und sozialen Lage Griechenlands auf­
gehoben werden (Art. 47 und 48).

In Art. 50 w ird der Rahmen einer Verkehrspolitik vor­
geschrieben, die einerseits die geographische Lage 
Griechenlands zu berücksichtigen hat, andererseits sidi 
den Bestimmungen des Rom-Vertrages, die den V er­
kehr betreffen, unterordnen muß.

Der Titel IV (Art. 51 bis 57) umfaßt alle Regelungen 
über den W ettbew erb, die Steuern und die A nglei­
chung der Rechtsvorschriften.

Zu diesem Problemkreis gehört auch die Gestaltung 
der W irtschaftspolitik. Es soll versucht werden, ein 
beständiges und ausgewogenes wirtschaftliches W achs­
tum zu sichern. Infolgedessen ist von den V ertrags­
partnern eine solche W irtschaftspolitik zu betreiben, 
die ein stabiles Preisniveau und eine ausgeglichene 
Zahlungsbilanz garantiert (Art. 58). Gemäß Art. 59 soll 
schließlich die W echselkurspolitik als eine „Angele­
genheit gemeinsamen Interesses" betrachtet werden. 
Art. 61 garantiert ferner die Liberalisierung des Kapi­
talverkehrs. Zu den Maßnahmen, die nach Ablauf der 
Übergangszeit eine Handelspolitik nach einheitlichen 
Grundsätzen schaffen sollen, gehört abschließend die 
Koordinierung der griechischen Handelspolitik mit der 
Handelspolitik der Gemeinschaft (Art. 64).

S) N orbert W a l t e r :  .G riechenland und  d ie europäisd ie  In te ­
g ra tio n ',  in : Europa-A rdiiv , Folge 15/1961, S. 423.
<) Der A ssoziationsrat b esteh t aus M itg liedern  d e r R egierungen 
der M itg liedstaaten , des R ates und der Kommission d e r G em ein­
schaft e inerse its  und  M itg liedern  der g ried iisd ien  Regierung ande­
rerse its  (vgl. h ierzu; A rt. 65 bis 71).
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Auswirkungen der Assoziierung auf die Wirtschaft 
Griechenlands

Die skizzierten Grundlinien des erzielten Abkommens 
entspredien zum großen Teil den W ünsdien der grie­
diisdien Regierung®). Die W irtsdiaft Griedienlands 
soll für die nädisten 22 Jahre  im Hinblidc auf den 
Aufbau einer leistungsfähigen Industrie und der Pro­
duktion bestimmter A grargüter einer modifizierten 
Sdiutzzollpolitik unterliegen, um sie nadi der Über­
gangszeit reibungslos in den W irtsdiaftsraum  der Ge­
meinsdiaft integrieren zu können. In dem Abkommen 
ist somit der „Doppelmoral“ ®) der unterentw idielten 
Länder, d. h. Liberalisierung des Handels seitens der 
entwidielten Länder und protektonistisdie Politik sei­
tens des zu entwidcelnden Landes Redinung getragen 
worden. W enn wir indes nadi den A uswirkungen des 
Assoziationsstatus auf die W irtsdiaft Griedienlands 
fragen, so muß die fördernde und zerstörende Dyna­
mik des Anpassungsprozesses in  seiner ganzen Kom­
plexität betraditet werden.

Auswirkungen auf die Landwirtschaft

Es ist einleuditend, daß die Zollsenkungen sowie die 
Festsetzung von Abnahm ekontingenten für A grarpro­
dukte Griedienland bessere A bsatzdiancen innerhalb 
des EWG-Gebietes darbieten. Dies soll zur Folge ha­
ben, daß der landw irtsdiaftlidie Sektor Griedienlands 
ertragreidier wird, so daß sidi die Einführung moder­
ner Produktions- und Vertriebsm ethoden lohnt. N idit 
übersehen werden darf, daß die M edianisierung in der 
Landwirtsdiaft nur eingeführt w erden kann, soweit es 
die Betriebsgröße gestattet. Da aber 87 ”/o aller land­
wirtsdiaftlidien B etriebe’) k leiner als 5 ha sind, 
könnte dies hauptsädilidi auf genossensdiaftlidier Ba­
sis verw irklidit werden. Der Ausbau der landwirt- 
sdiaftlidien Produktion bringt' den Anreiz m it sidi, 
Industrien für landwirtsdiaftlidie G eräte zu erriditen 
bzw. zu erw eitern und zu modernisieren. Konservie­
rungsindustrien für landwirtsdiaftlidie Erzeugnisse 
hätten ebenfalls große Chancen.

Infolge der Zollsenkungen und der Abnahmekontin­
gente für griediisdie Agrarerzeugnisse auf dem EWG- 
Markt ist ferner mit einer V erlagerung der jetzigen, 
Außenhandelsrelationen zu redinen. Die A ustausdi-' 
beziehungen Griechenlands mit dqto Ostblodc, die sich 
seit 1958 ständig ausgew eitet haben, sollen in Zukunft 
derartig gestaltet werden, daß ^er auf Clearing- oder 
Kompensationsbasis beruhend^''H andelsverkehr zwi­
sdien Griechenland und den Ostblockstaaten in vielen 
Fällen nur Engpässen gewidmet sein wird. In diesem 
Zusammenhang braudit n id it betont zu werden, daß 
die Beseitigung von W ettbewerbsverzerrungen, die 
der Vertrag vorsieht, ebenso aussdilaggebend für das 
Operieren des Ostblodss mit Dumpingreisen auf dem 
griediisdien M arkt sein wird.

Griedienlands Handel mit Ostblodc und EWG
(ln M ill. Dradimen)

Jah r
Osthandel

Einfuhr A usfuhr

EW G-Handel

Einfuhr A usfuhr

1958
1959
1960

1 19» 
1 256 
1 665

1 12T 
1 008 
1 342

7 223
6 460
7 081

2.940 
2 419 
2 001

°) Diese W ünsdie  sind ausführlid i im A ufsatz dés T hessaloniker 
Professors Dr. D im itrios J . D e l i v a n i s ;  .D er B eitritt G rie­
dienlands zur EW G“, in : Z eitsd irift für d ie gesam te S taatsw issen- 
sdiaft, Bd. 118, Tübingen 1962, S, 23 ff., da rgeste llt w orden.

Gunar M y r d a l  : .D konom isdie  T heorie und  unterentw idcelte 
Regionen“, S tu ttgart 1959, S. 95.
’) F. V. B i s m a r c k - O s t e n :  .Struktiuiwanidlungen und  N adi- 
kriegsproblem e der W irtsd ia ft G riedienlands", in : W eltw irtsd iaft- 
lidies A rdiiv, Bd. 68, S. 280.

Q u e l l e :  H andelsm inisterium , M itteilungen im  O ktober 1961,
vgl. hderzü audi: Das H andelsbla tt, D ässeldorf 1961, Nr. 205.

Auswirkungen auf die Industrie

Die Assoziierung Griedienlands mit der EWG sdiafft 
ferner ein sehr günstiges Klima für Investitionen. In 
dieser H insidit ist sowohl das V ertrauen des heimi­
schen wie des ausländisdien Investors in die „unter 
das Dadi einer überstaatlidien O rganisation“ gesetzte 
griediisdie W irtsdiaft zu sehen als audi die Tatsadie 
zu berücksiditigen, daß ein vergrößerter Absatzmarkt 
entsteht, in dem man sich in den meisten Fällen ratio­
neller M assenfertigung bedienen kann. Andererseits 
ist der in den vollbesdiäftigen W irtschaften,der EWG 
so knapp gewordene Produktionsfaktor Arbeit in Grie- 
dienland reidilidi vorhanden. Die etwa 700 000 er­
werbslosen und über 1 Mill. zeitweilig besdiäftigten 
Arbeitskräfte "̂) wirken nidit nur sozialpolitisdi zer­
setzend, sondern sie stellen auch Wachstumsmöglidi- 
keiten dar. Diese Situation wird zweifellos arbeits­
intensive Industrien nad i Griechenland ziehen.

Es ist nun evident, daß sich die mittel- und klein- 
betrieblidie Struktur Griechenlands einer Korrektur 
der Größenordnungen zu unterziehen hat. Diese Ent­
widclung wird es mit sidi bringen, daß unrentable 
Produktionen zum Erliegen kommen. Dadurdi wird 
man zu einer besseren A rbeitsteilung gelangen, was 
nidits anderes als eine Steigerung des Volkseinkom­
mens bedeutet. Komparative Produktionsvorteile w er­
den langfristig den W eg bestimmen, den die griedii­
sdie W irtsdiaft in dem EWG-Raum zu gehen hat.

Auswirkungen auf die Außenhandelsbilanz

Der Außenhandel Griedienlands w eist ein beträdit- 
lidhes Defizit auf, das hauptsächlidi durdi die Stagna­
tion der Ausfuhr hervorgerufen worden ist. Da die 
Handelsbilanz mit den Ostblodc- und mit den Über­
seeländern praktisdi ausgeglichen ist, bildet sidi das 
Defizit der griechischen Handelsbilanz aus den A ktiv­
salden der M itglieder des Europäisdien W ährungs­
abkommens und der USA. Ein anderer Grund — 
sekundärer N atur — für die Passivität der griedii­
sdien Außenhandelsbilanz ist die Tatsache, daß die 
griediisdie Ausfuhr zu etwa 80 ®/o aus Agrarerzeug­
nissen besteht, deren Ausfuhrpreise meistens niedri­
ger liegen als die Einfuhrpreise für Industrieerzeug­
nisse, die Griedienland für Konsum- und Investitions- 
zwedce einführt. Mit anderen W orten: Der negative 
Einfluß der „terms of trade“ Griedienlands gegenüber 
den Industriestaaten belastet seine Handelsbilanz. 
Durdi die Konzessionen jedodi, die Griedienland zu­
teil wurden, näm lidi Zollsenkungen und Fixierung 
von Abnahmekontingenten für landwirtschaftliche Er-

V gl, h ierzu audi: W irtsd iaftsd ienst, G iunddaten  für Auslands> 
Investitionen, Nr. 1/1961, S. I—IV.
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Zeugnisse, w ird die Kluft zwischen Einfuhr- und Aus­
fuhrsalden wesentlich verringert werden, wenn es ge­
lingt, den mengenmäßigen Absatz der Ausfuhrgüter 
zu steigern. ‘

Zahlungsbilanz
(in M ill. $)

Posten 1957 1959 I960

H andelsbilanz —298,2 —252,6 —311,8
D ienstleistungen +186,6 +182,5 +208,2
Saldo d e r laufenden Rechnung —111,6 — 70,1 —103,6
K apitalbew egungen +  65,Q +  55,6 +  52,3
Auslandhilfe und R eparationen +  33,1 +  51,4 +  65,9
D evisenreserven 

(Z unahm e—, A b n ah m e+ )  +  11,3 — 45,8 — 16,0
Irrtüm er und A uslassungen + 2 , 2  +  8,9 +  1,4 •

Q u e l l e :  Bank von Griechenland, Economic Research D epart­
m ent, M onthly S tatis tical Bulletin.

Ein traditioneller positiver Bestandteil der griechi­
schen Zahlungsbilanz ist die Dienstleistungsbilanz, die 
im allgemeinen mit einem erheblichen Uberschuß 
(Arbeitseinkommen griecäiisdier A rbeitnehm er im 
Ausland oder in der Seefahrt, Schiffahrt und Fremden­
verkehr) abschließt. Angesichts, der im A thener Ab­
kommen garantierten Freizügigkeit der Arbeitskräfte 
ist eine Verbesserung der Dienstleistungsbilanz zu er­
warten, die durdi den ständig zunehmenden Fremden­
verkehr unterstützt werden dürfte.

Für Länder, die eine große Kultur gehabt haben, ist 
die Emanzipation von „stationären" Elementen der 
Vergangenheit meist viel sdiwieriger, als man denkt. 
Eine Anpassung an die neuen V erhältnisse geht hier 
sehr langsam vor sidi. Für G riedienland sei in diesem 
Zusammenhang erwähnt, daß die große Neigung des 
Faktors A rbeit zu den akademischen Berufen — die 
wegen des großen Angebots und weil keine ergänzen­
den Arbeitskräfte vorhanden sind®) n id it zweckent- 
sprediend ausgeübt werden können —■ ihre W urzeln 
in der Antike hat^"). M inisterpräsident Karamanlis 
traf in dieser Hinsidit den Kern der Sache, als er vor 

.kurzem im griechischen Parlam ent sagte, daß Grie­
chenland, das bis jetzt überwiegend Advokaten und 
Professoren produziert habe, den Aufgaben einer mo­
dernen W irtsdiaft nicht gewadisen sein könne. Es 
fehle an einer breiten, technisch gesdiulten Schidit, 
vom W erkm eister bis zum Diplom-Ingenieur.

Aus der Erkenntnis heraus, daß das A thener Abkom­
men eine Starthilfe und keine Erstarrungsbeihilfe dar­
stellt, ist es erforderlich, alle notwendigen Maßnah­
men zu ergreifen, um sämtliche Disproportionalitäten 
zu beseitigen und der wirtschaftlichen Entwicklung 
Griedienlands zu einem reibungslosen Ablauf zu ver­
helfen. Demnadi muß das Erziehungswesen dem ge- 
sellsdiaftlichen und ökonomischen Leben der Gegen­
w art und der Zukunft gerecht werden.

Einführung neuer Produktion$verfahren

Außer der Ausbildung von leistungsfähigen Fach­
kräften benötigt die griechische Wirtschaft, dairiit der 
Abstand zwisdien ihr und der W irtschaft der Gemein-

sciiaft im , Hinblidc auf die Lebenshaltung verringert 
w erden kann, neue Produktionsverfahren mit einer 
größeren Effizienz, die aber nicht m ehr von „staat­
lichen M anagern"“ ), sondern durch echte unterneh­
merische Initiative getragen w erden sollen. Die am 
17. März 1962 von der griechischen Regierung verkün­
deten Maßnahmen zur Anpassung der griechischen 
Produktion an die EWG verspredien, daß alle V or­
aussetzungen zur Entfaltung der privaten  Initiative 
geschaffen w erden sollen, damit moderne Industrie­
einheiten auf gebaut werden können, die auf dem 
neuen M arkt eine Existenzberechtigung haben. H ier­
bei sind folgende Ziele zu erreichen:

1. Senkung der Produktionskosten,
2. Steigerung der Beschäftigung,
3. Gesundung der Zahlungsbilanz.

Die M ittel dafür sind: Verwaltungstechnische Erleich­
terungen für die M odernisierung und Neugründung 
von Unternehmungen, kreditpolitisdie Maßnahmen für 
die Entwicklung einer Exportindustrie sowie tarifpoli- 
tisdie N euregelungen für die Energieversorgung för­
derungsw ürdiger Betriebe. In diesen Maßnahmen wie 
in den anderen Gesetzen zur Förderung der w irt­
schaftlichen Entwicklung ‘®) sind für eine ausländisdie 
„produktive Investierung" Zollbefreiung, Steuer­
erleichterungen, Enteignungsschutz, Transfergarantien 
und andere Begünstigungen vorgesehen.

Eine entwicklungsbewußte Politik erfordert außerdem, 
daß der Staatsschuldendienst Griechenlands, die Hür­
de, die dem Lande den W eg zur Kapitalbeschaffung 
erheblich erschwert hat, abgebaut wird. W ie der Prä­
sident des V erw altungsrates und Gouverneur der 
Commercial Bank of Greece und der Joanian and Po­
pulär Bank of Greece, Prof. Stratis, G. Andreadis, am 
3. 4. 1962 vor der Industrie- und Handelskammer in 
Düsseldorf zum Ausdrude bradite, muß Griechenland 
seinen Auslandsschuldendienst so „rasch wie möglich" 
regeln.

Griechenland, das sei am Rande gesagt, hat die Erfül­
lung dieser Verpflichtungen niemals bestritten*®). J e ­
doch muß bei der Sdiuldenregulierung Rücksidit auf 
das W achstumsstreben des Landes genommen werden 
und die Tatsadie berücksichtigt werden, daß Griechen­
land als M itglied der NATO gezwungen ist, ständig 
eine starke Armee zu unterhalten, was sowohl den 
Etat erheblich belastet als auch einen großen Teil der 
Auslandshilfe beansprucht.

Mit dem Assoziationsabkommen soll nun ein neues 
Kapitel in  der Geschichte G riedienlands beginnen, 
denn damit soll zum ersten Male versucht werden, die 
Entwicklungsprobleme des Landes in kontinuierlichem 
W andel zu meistern. Das A thener Abkommen tritl 
deswegen als Instrum entarium  d e s , „take off" für ein 
„seif sustained Growth" *̂ ) in Erscheinung.

*) Vgl. K. S c h i l l e r :  „Zur W achstum sprablem atik d e r  Entwick- 
luagsländer“, K ieler V orträge, Kiel 1960, S. 18.
1®) Schon der Begriff des B anausen (=  H andwerkers) im  W erke 
P latons is t e iner der w ichtigsten A nhaltspunkte  für d iese Behaup­
tung. ,

11) K. S c h i l l e r ,  a . a. O., ,S. 20.
12) V gl. G esetz 2687/1953' u n d  G esetze über allgem eine M aßnahm en 
zur Förderung der Entwidclung der W irtschaft vom  1. Ju li 1961. 
1*) W illi W a p e n b . a u s :  „Grieciienliaiid u nd  seine Auslaiuds- 
schulden", in : Z eitsd irift für das gesam te K reditw esen, F rankfurt 
a. M., 4. H eft 1960, S. 7 ff.
“ ) Vgl.. W . W . R o s t o w :  »The S tages of Economic G rowth", 
Cam bridge 1960.
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